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Regionale psychiatrische Pflichtversorgung: 

Haftentlassene mit Suchterkrankungen als 
Herausforderung für das Hilfesystem am Beispiel 

Bielefeld



Warum sitzen Menschen in Haft ?



Welche Bedeutung hat der 
Substanzkonsum für die (weiteren) 
Straftaten ?



Skala/Ausprägung



Ausblick

�Insbesondere für die Personen mit 
substanzbezogenen Störungen ist eine enge 
Zusammenarbeit von Justiz, Justizvollzug und 
psychiatrischer Versorgung notwendig.

�Neben der Verbesserung der Versorgung in der JVA 
kommt der Vorbereitung einer Weiterbehandlung nach 
der Entlassung eine entscheidende Bedeutung zu. 

�Schon vor einer Inhaftierung könnte über Alternativen 
zur Haft nachgedacht werden.

�Im Hinblick auf die hohe Komorbidität und die ihr 
eigene Behandlungsproblematik kann in 
Behandlungsangeboten in der JVA eine besondere 
Chance liegen.



Wo tauchen Haftentlassene mit 
Suchtproblemen auf ?

• Straffälligenhilfe
• Bewährungshilfe
• Wohnungslosenhilfe
• Sucht- bzw. Drogenberatungsstellen
• Kliniken der regionalen psychiatrischen Pflichtversorgung
• Gesetzlicher Betreuer

• Sozialpsychiatrischer Dienst
• Sozialamt
• Jobcenter/Agentur für Arbeit



Sucht- und Drogenberatung in Haft

• Wichtige Brücke aus der JVA in die
Haftentlassenennachsorge

• Häufige Fokussierung auf Vermittlung in Langzeittherapie
(§ 35 BtMG)

• Ambivalentes Verhältnis zu juristischen Auflagen
(„Wir sind nicht der verlängerte Arm der Justiz !“)

• Ungesicherte Finanzierung
• Krasses Missverhältnis zwischen Bedarf und Angebot
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Welche Angebotsmöglichkeiten hat eine 
Psychiatrische Versorgungsklinik ?

Beispiel: Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie Bethel
am Evangelischen Krankenhaus Bielefeld

• Qualifizierte stationäre Entgiftung von Alkohol und/oder Drogen

• Ambulante Regelbehandlung i.R. der Psychiatrischen 
Institutsambulanz (PIA)

• Nutzung der Forensischen Ambulanz als Teil der PIA
• Tagesklinik für Abhängigkeitserkrankungen

• Ambulante Suchtberatung mit ambulanter Rehabilitation
und Vermittlungsmöglichkeiten in ganztägig ambulante und 

stationäre Rehabilitation



Konzeptionelle Ausrichtung:
• Community Reinforcement Approach (CRA)

Grundsatz: Menschen mit Subtanzproblemen 
bleiben nur abstinent, wenn es 
lohnende Ziele gibt !

Beispiele: Haftverschonung
Privater Wohnraum

Partnerschaft
Arbeit und Beschäftigung



Beispiel Wohnen
Dezentrales Wohnen Wilhelmsdorf

Anbieter: Bethel regional der von 
Bodelschwinghschen Stiftungen Bethel

Angebot: Stat. Wohnungslosenhilfe § 67 SGB XII
Suchtmedizinische Begleitung über die PIA
Vermittlung psychiatrisch-psychotherap.Hilfen
Krisenabsprachen unter Nutzung der Klinik
Vernetzung mit der Bewährungshilfe



Voraussetzung: Vernetzung



Ein erster Versuch
zur Verständigung:

Eine Handreichung für 
Juristen als Wegweiser 
durch das kommunale 
Suchthilfesystem



Weitere Optionen der Kooperation:
Vorbereitung auf Hauptverhandlungen:

• Angebot für Straftäter, die Straftaten bevorzugt unter dem 
Einfluss von Rauschmitteln begehen

• Angebot zeitnaher Einstiegsmöglichkeiten in Behandlung
• Vermittlung tagesstrukturierender Angebote 

(Ergotherapie, Sozialstunden, ehrenamtl. Tätigkeiten)
• Subtanzkontrollen (Urin-Drogenscreenings, Alkoholkontrollen)

• Schriftliche Empfehlungen für die weitere suchtspezifische 
Behandlung auf der Basis vorbestehender Erfahrungen

• Kooperation mit Bewährungshelfern, Rechtsanwälten und anderen 
Organen der Rechtspflege





Projekt Nachsorge von Haftentlassenen

(in Vorbereitung)



Neue rechtliche Optionen für das 
Übergangsmanagement von 
Haftentlassenen mit Suchterkrankungen

Die Führungsaufsichtsreform



Zur Führungsaufsichtsreform …

„Die Führungsaufsicht dient der 
Überwachung und Betreuung von Verurteilten, 
die ihre Strafe verbüßt haben oder aus einer 
Klinik für psychisch oder suchtkranke Straftäter 

entlassen wurden. Als Mittel der 
nachsorgenden und wiedereingliedernden 
Kontrolle entlassener Straftäter ist sie zur 
Gewährleistung der Sicherheit der Bevölkerung 
unverzichtbar. “



Zur Führungsaufsichtsreform …

„Ein Entlassener kann angewiesen werden, 
sich in bestimmten Abständen bei einer 
Ärztin/einem Arzt, einer PsychotherapeutIn 
oder einer forensischen Ambulanz 

vorzustellen. Auf diese Weise wird 
professionellen Betreuern Gelegenheit 
gegeben, sich regelmäßig einen persönlichen 
Eindruck von dem Betroffenen zu verschaffen 
und z.B. riskante Entwicklungen früher zu 

erkennen oder die notwendige Einnahme von 
Medikamenten zu überwachen.“



Zur Führungsaufsichtsreform …

„Bestehen Hinweise darauf, dass ein 
Verurteilter unter Alkoholeinfluss wieder 
gefährlich wird, so kann das Gericht ihm 
verbieten, Alkohol zu trinken. Die Einhaltung 

dieses Verbots kann z.B. mit 
Atemalkoholkontrollen überwacht werden.“



Zur Führungsaufsichtsreform …

„Es ist dann Sache des Therapeuten oder der 
Therapeutin, die erforderliche 
Mitwirkungsbereitschaft des Betroffenen an 
der Therapie zu erlangen.“



Das Problem deutscher 
Strafgefangenennachsorge aus 
psychiatrischer Perspektive:

Verbindlichkeit in von Ambivalenz geprägten 
Lebenssituationen:
• Auflagen müssen auch die Bedürfnisse der Betroffenen  

im Blick haben
• Haftentlassene brauchen Perspektiven und Orientierung
• Nichteinhaltung von Auflagen braucht unmittelbare 

Konsequenzen
• Forensische Nachsorgeambulanzen sind ein Modell für 

die Nachsorge haftentlassener Straftäter mit 
Suchtproblemen



Drug Court in Santa Fe: 

Kann uns die amerikanische Justiz Anregungen für 
Deutschland bieten ?



Die persönliche Vernetzung der Richter mit Bewährungshilfe 
und suchttherapeutischem Hilfesystem ist die „Conditio sine qua non“



Wenn Auflagen nicht konsequent nachgehalten werden, können sie 
nicht ernst genommen werden und werden auch nicht bestimmend 
für das Verhalten der unter Bewährung stehenden Straftäter



Verbindlichkeit lebt nicht in Gesetzestexten, sondern 
in den Personen, die sie zu vertreten haben.



Für weitere Informationen zu den Drug Courts:



Neue rechtliche Optionen für das 
Übergangsmanagement von 
Haftentlassenen mit Suchterkrankungen

Das Übergangsmanagement
Für suchtkranke 
Haftentlassene in NRW





Rahmenvereinbarung
zwischen
dem Land Nordrhein-Westfalen,
und dem Städtetag NRW, 
dem Landkreistag NRW, 
dem Städte- und Gemeindeverbund NRW 
sowie der 
Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege Nordrhein-Westfalen

über

Grundsätze für das Übergangsmanagement 
im Rahmen der Suchtberatung suchtkranker Gefangener

vom April 2011



Aufgabenstellung:

Das Casemanagement soll „die Gefahr eines schnellen Rückfalles 
in tradierte Konsumgewohnheiten und Verhaltensmuster reduzieren. 
So kann auch die Gefahr des im zeitlichen Kontext zu einer 
Haftentlassung nicht seltenen Drogentodes entgegengewirkt werden. Bei

Substituierten Gefangenen ist durch die Weiterbetreuung die
Kontinuität der Behandlung zu gewährleisten.“ 



Zielgruppe:

Suchtkranke Gefangene,

• die nicht in eine Therapiemaßnahme auf der Grundlage des § 35 BtMG 
vermittelt werden können

• bei denen eine erhebliche räumliche Distanz zwischen entlassender JVA 
und danach vorgesehenem Wohnort besteht

• bei denen eine Einbindung in entsprechende Hilfesysteme (z.B. Partner, Familie, 

tradierte und die Inhaftierungszeit überdauernde Anbindung an z.B. eine
Suchtberatungsinstitution) fehlt



Was bleibt:

Die Ansätze aus der Führungsaufsichtsreform und die Rahmenvereinbarung 
zum Übergangsmanagement für suchtkranke Haftentlassene in NRW 
gehen in die richtige Richtung, sind aber noch halbherzig.

Die Netzwerkbildung in der Betreuung von suchtkranken Straftätern muss noch 
deutlich weiterentwickelt werden.
Neben den Suchtberatungsstellen sollten die Erfahrungen 
Psychiatrischer Institutsambulanzen, insbesondere 

forensischer Fachambulanzen, stärker berücksichtigt werden.



"Haftbegleitende ambulante Reha - Möglichkeiten und Grenzen"
Oliver Kreutzer, Condrobs, Landsberg 
Abstract:
Seit 2008 arbeitet die Suchtberatungsstelle für ambulante Rehabilitation von Condrobs in 
Landsberg am Lech auch als Schnittstelle für straffällig gewordene suchtmittelabhängige 
Männer.
Im Rahmen des Übergangsmanagements stellt haftbegleitende ambulante Rehabilitation einen sinnvollen Beitrag zur 

Vorbereitung der Haftentlassung und zur Resozialisierung von suchtmittelabhängigen Inhaftierten dar. 

Erfahrungen machen deutlich, dass die Behandlung von Abhängigkeitserkrankungen auf einem möglichst eng 
verzahnten und über die Versorgungssektoren hinausgehenden Behandlungspfad ablaufen sollte. Mit einem 

haftbegleitenden rehabilitativen Angebot in einer Sucht- bzw. Drogenberatungsstelle vor Ort, lässt sich ein wesentlicher 
Baustein zur Reintegration und nachhaltiger Stabilisierung von inhaftierten Suchtkranken in das Vorfeld zur Entlassung 

aus der JVA legen - und damit eine Lücke im Hilfsangebot schließen.

Nach Vorbereitung und Indikationsstellung durch die Externe Suchtberatung in der JVA - und bei Vorliegen der 
notwendigen juristischen Voraussetzungen - sollte sich geeigneten Klienten grundsätzlich die Möglichkeit der 

haftbegleitenden ambulanten Rehabilitation bieten.
Vom Angebot profitieren Klienten, Rentenversicherungsträger, Krankenkassen, der Landkreis und die Justiz 

gleichermaßen. 

Die Signale aus dem Strafvollzug sind überwiegend positiv.
Doch wer trägt die Kosten?

Das Bayerische Strafvollzugsgesetz sieht in Abschnitt 8 (Gesundheitsfürsorge), Artikel 60 Leistungen zur ambulanten 
Rehabilitation für Strafgefangene zwar grundsätzlich vor, Rentenversicherungsträger und Krankenkassen sind jedoch 

während der Haft nicht zuständig ? Inhaftierte unterliegen der freien Heilfürsorge.

Unterschiedliche Möglichkeiten der Kostenübernahme ? von Anträgen an die JVA über bis hin zu Selbstzahler-Varianten -
wurden von Seiten der Externen Suchtberatung und der Beratungsstelle bereits angeregt. 

Außer in sehr wenigen Einzelfällen - bisher ohne Erfolg.



"Nachsorgeprojekt "Chance" - Übergangsmanagement im Netzwerk als Best Practice-Ansatz in 
Baden-Württemberg":  ein spezifisches Projekt für suchtmittelabhängige im Strafvollzug. 
Oliver Kaiser, Paritätischer Baden-Württemberg 

Zielgruppe des Projekts sind junge Strafentlassene bis 27 Jahre - im Projektverlauf wurde die Altersgrenze auf 40 Jahre 

angehoben - mit Endstrafe oder vorzeitiger Entlassung ohne Bewährungshelfer. Auch Entlassene, die eine 
Ersatzfreiheitsstrafe verbüßt haben, können in das Projekt aufgenommen werden, wenn wiederholte Ersatzfreiheitsstrafen 

drohen. Die Strafentlassenen erhalten eine drei- bis sechsmonatige Betreuung, bei der es vor allem um die Vermittlung 
lebenspraktischer Hilfen geht. Für die Resozialisierung von Strafgefangenen hat die Nachsorge erhebliche Bedeutung. Der 

Übergang vom Vollzug in die Freiheit ist für die Gefangenen mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Haben die 

entlassenen Strafgefangenen keine positiven Bindungen und können sie nicht auf Unterstützung bei der 
Wiedereingliederung zurückgreifen, besteht eine hohe Gefahr erneuter Straffälligkeit. Zur Verbesserung der danach 

notwendigen Nachsorge wurde das Nachsorgeprojekt Chance begründet, durch das in Baden-Württemberg ein 
Nachsorgenetzwerk für entlassene Strafgefangene geschaffen wurde. Der Vortrag wird ausgehend von den fast 5 jährigen 

Erfahrungen des Projektes auf grundlegende Voraussetzungen des Übergangsmanagements eingehen und 

insbesondere Vorteile für die beteiligten Institutionen und Klienten im Hilfesystem aufzeigen. In einer anschließenden 
Diskussion können Übertragungsmöglichkeiten auf das System der Suchthilfe erörtert werden. 

Die Erkenntnisse, die aus der Projektumsetzung gewonnen wurden, lassen sich zu drei Thesen zusammenfassen:

•Durch intensive Betreuung während der Entlassung und in Freiheit kann das Entlassloch vermieden und die Chance   
eines Rückfalls deutlich verringert werden.

•Ein gelingendes Entlassmanagement setzt die flächendeckende und verbindliche Kooperation der beteiligten 
Organisationen voraus. 

•Die Beziehungskontinuität zwischen Betreuter und Inhaftierten während und nach der Entlassung ist die Grundlage 

für ein erfolgreiches Übergangsmanagement.



Hr. Rudolf Baum 
(Justizvollzugsschule NRW/Wuppertal):

1. Sind wir uneingeschränkt zu gegenseitiger Information 
bereit?

2. Sind wir bereit, Verantwortung an freie Träger der 
Straffälligenhilfe abzugeben ?

3. Ist die freie Straffälligenhilfe bereit, diese Verantwortung 
verbindlich zu übernehmen und in den 
Informationsaustausch einzusteigen?

4. Wollen wir klare durchschaubare Strukturen jenseits von 
persönlichen Kontakten?

5. Was noch? 



Herzlichen Dank 
für die Einladung und
für Ihr Interesse !




